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Es gibt keinen goldenen Mittelweg
Dem Kanton Zürich steht er-
neut ein heisser Abstim-
mungskampf in Sachen Flug-
hafen bevor. Diesmal kämpft
jede Region für sich allein.

Oliver Steimann

Im zähen Ringen um die Lösung
des Lärmproblems am Zürcher Flug-
hafen ist diese Woche eine weitere
grosse Schlacht geschlagen worden.
Im Kantonsrat wurden sämtliche Re-
gister gezogen, der politische Gegner
je nach Standpunkt als egoistisch, po-
pulistisch, dumm, dement oder naiv
tituliert. Inzwischen hat sich der Pul-
verdampf etwas verzogen und gibt
den Blick frei auf die neue Ausgangs-
lage in der Flughafenpolitik. Am 27.
September entscheidet das Zürcher
Stimmvolk über zwei Vorlagen, die im
Kern beide die zentrale Frage des gan-
zen Konflikts betreffen: Soll der Flug-
lärm kanalisiert oder noch mehr ver-
teilt werden?

Jede Region rund um den Airport
hat darauf ihre eigene Antwort und lo-
tet nun ihre Möglichkeiten aus, über
eine der beiden Initiativen ihrem Ziel
näher zu kommen. Treibende Kraft
hinter beiden Vorlagen ist der so ge-
nannte «Osten» – ein Gebiet, das von
Kloten über Winterthur bis ins Tösstal
reicht. Die «Fairflug»-Initiative ist hier
lanciert worden. Das Volksbegehren
möchte eine ausgeglichene Verteilung
der nicht über Süddeutschland führba-

ren Starts und Landungen vorschrei-
ben, nötigenfalls mit der Öffnung neu-
er Anflugschneisen. Auf diese Weise
wollen die Initianten verhindern, dass
der Osten künftig zur Hauptanflug-
richtung wird. In allen anderen Gebie-
ten hat man diese Absicht aber längst
durchschaut, weshalb die Initiative an
der Urne kläglich scheitern dürfte.

Neue Hauptanflugrichtung
Das Augenmerk ist deshalb auf die

zweite, weit chancenreichere Vorlage
zu richten. Für die Region Ost hätte
ein Pistenbauverbot ähnliche Auswir-
kungen wie «Fairflug» – eine weitere
Forcierung der Anflüge auf die sehr
kurze Piste 28 wäre aus meteorologi-
schen und topografischen Gründen
nämlich kaum noch möglich.

Die Gegenargumentation der Flug-
hafenbetreiberin Unique, eine Pisten-
verlängerung würde allein der Sicher-
heit und der Stabilisierung des Flugbe-
triebs dienen, ist da reine Augenwi-
scherei. Das von Verkehrsminister
Moritz Leuenberger, dem Bundesamt
für Zivilluftfahrt (Bazl) und der Zür-
cher Regierung favorisierte Betriebs-
system sieht den Osten nach einem
Pistenausbau klipp und klar als eine
neue Hauptanflugschneise vor.

Kompromisslose Strategie
Genau dies hat man auch in der Re-

gion südlich des Flughafens erkannt,
weshalb ein Pistenausbau in Schwa-
mendingen, Gockhausen und Zumi-
kon durchaus auf Sympathien stösst.
Nach der vorläufigen Ablehnung des
gekröpften Nordanflugs richten sich

die Hoffnungen der lärmgeplagten Be-
völkerung nun auf eine Entlastung
über den Ostanflug. Kein Wunder,
sind sich die in der letzten Flughafen-
abstimmung noch verbündeten
Schneiser-Vereine aus den beiden Re-
gionen mittlerweile spinnefeind.

Seit je haben die Verbände, Gemein-
den und Politiker in der Pfannenstiel-
region eine Strategie verfolgt, die kei-
nerlei Kompromisse zulässt: Südanflü-
ge sind nicht akzeptabel. Trotz allen
Rückschlägen, die sie erleiden mussten,
und allen Antipathien, die sie andern-
orts damit auf sich gezogen haben, hal-
ten die Protagonisten an diesem Prin-
zip eisern fest. Und
aus dieser Strategie
heraus ist die Forde-
rung nach einer «Er-
tüchtigung der Ost-
piste» konsequent.
Abgesehen von be-
stimmten Wetterla-
gen wäre eine gewis-
se Entlastung des
Südens so durchaus
möglich. Ausserdem will man sich mit
dem ausgebauten Ostanflug ein Pfand
für die Gespräche mit Deutschland ver-
schaffen. Vielleicht sind mit Berlin ja
doch flexiblere Lösungen möglich,
wenn die Schweiz eine Anflugroute
über eigenem Gebiet forciert.

Und das Unterland? Hier stossen
die Ausbaupläne auf wenig Gegenlie-
be. Von einem Pistenausbau wäre bei-
spielsweise die Gemeinde Rümlang
ganz direkt betroffen, würde sie doch
ein grösseres Stück Gewerbe- und In-
dustriezone verlieren. Ausserdem

fürchtet man sich vor dem bekannt-
lich sehr lauten Startlärm, mit dem
künftig der Westen und der Norden
des Flughafens häufiger beschallt wer-
den könnten.

Regelmässig überstimmt
Im Kantonsrat haben die Vertreter

dieser Regionen erfolgreich für ein kla-
res Nein zum Pistenausbau gekämpft.
Doch sollte man sich von diesem Re-
sultat nicht täuschen lassen. Die Er-
fahrung zeigt, dass das Unterland bei
flughafenpolitischen Urnengängen re-
gelmässig vom Rest des Kantons über-
stimmt wird. «Es wird einen hässli-

chen Abstimmungs-
kampf geben», pro-
phezeit Priska
Seiler-Graf, SP-Kan-
tonsrätin aus Kloten.
Wer die fünfstündige
Ratsdebatte verfolgt
hat, muss diese Be-
fürchtung teilen. An-
ders als bei der letz-
ten flughafenpoliti-

schen Abstimmung im Herbst 2007
wird diesmal jede Region mehr oder
minder rücksichtslos nur für ihre eige-
nen Interessen kämpfen. Ein gemein-
samer Nenner, und sei er auch noch
so klein, ist nicht auszumachen.

Die meisten Experten und Politiker
haben sich denn auch von der Illusion
verabschiedet, es allen recht machen
zu können. Die nüchterne Erkenntnis:
In der Flughafenpolitik ist ein «gut-
schweizerischer Kompromiss» nicht
möglich. Es existiert kein goldener
Mittelweg.

Thema

Rückspiegel

Kreis schliesst sich
Die Royal Bank of Scotland (RBS) hat

2008 mit 24,1 Milliarden Pfund (gut 40
Mrd. Franken) den grössten Verlust in
der britischen Unternehmensgeschichte
verzeichnet. Insgesamt stehen 20 000
der weltweit 180 000 Jobs auf der Kippe.
Bereits gekippt wurde Fred Goodwin,
der als früherer Chef der RBS die Milliar-
denverluste eingebrockt hat. Sein etwas
abrupter Abgang wurde ihm dadurch
versüsst, dass er fortan eine lebensläng-
liche Rente von jährlich einer Million
Franken bezieht – von seinem früheren
Arbeitgeber. So lange, bis er sein ver-
sprochenes Pensionsguthaben von 27
Millionen Franken aufgebraucht hat.

Sir Fred Goodwin muss an seinem
früheren Arbeitsort einen äusserst nach-
haltigen Eindruck hinterlassen haben.
Es war ja auch nicht einfach, einen der-
art grossen Verlustberg anzuhäufen.
Doch das Kunststück gelang, und so
schliesst sich der Kreis. Sir Goodwin hat
endlich die Zeit, das viele Geld auszuge-
ben, etwas, was ihm in seiner früheren
Funktion sicher gefehlt hat. Gleichzeitig
kann er durch konsumsteigernde Mass-
nahmen dafür sorgen, dass die notlei-
dende englische Wirtschaft wieder in
Gang kommt und neue Arbeitsplätze
geschaffen werden, die dann jenen zu-
gute kommen, die beim Umbau der RBS
zwischen Stuhl und Bank fallen. (ths)

(Dirk Waem, epa)

Die EU-Begeisterung der Tschechen
Die Skepsis der tschechischen Führung unter Staatspräsident
Vaclav Klaus gegenüber der Europäischen Union ist bekannt.
Kürzlich hat Klaus eine bemerkenswerte Rede in Brüssel ge-
halten, in der er die Defizite der EU genannt hat: den Zentra-
lismus, die mangelhafte demokratische Legitimation und den

freiheitsfeindlichen Hang Brüssels, alles zu regulieren und zu
bürokratisieren. Unser Bild der Woche zeigt die tsche-
chischen Minister Karel Schwarzenberg (links) und Alexandr
Vondra nach einem Treffen in Brüssel. Ihre Begeisterung für
die EU scheint sich tatsächlich in Grenzen zu halten. (zl)

Gebührenchaos
in Bundesbern

Gregor A. Rutz*

Die Schweiz erhebt die zweit-
höchsten Radio- und TV-Gebühren
in Europa. Seit Jahren steigen diese
Zwangsgebühren an. Anno 1987 hat-
te ein Haushalt noch 280 Franken
für den Empfang von TV- und Radio-
Programmen zu entrichten. Heute
sind es bereits 462 Franken. Und
zwar unabhängig davon, ob man die
SRG-Kanäle nutzt oder nicht.

Wofür so viel Geld benötigt wird,
ist unklar. Rund 1,15 Milliarden Fran-
ken fliessen in die Kassen der SRG.
Diese baut ihre Aktivitäten stetig aus
und betreibt mittlerweile 8 TV- und
18 Radio-Sender. Kaum ein Politiker
traut sich, hierzu ein kritisches Wort
anzubringen – schliesslich wird ja al-
les unter dem Titel «service public»
gerechtfertigt. Leidtragende sind die
privaten Anbieter: Sie werden immer
stärker durch die staatlichen Sender
konkurrenziert. Sodann gibt ihnen
das Radio- und Fernsehgesetz viel zu
wenig unternehmerische Freiheiten.

Seit Jahren gibt die Erhebung der
Zwangsgebühren zu Fragen Anlass.
Offizielle Inkassostelle des Staates
ist die Billag, eine Tochtergesell-
schaft der Swisscom. Über die ge-
naue Geschäftstätigkeit dieses
Staatsunternehmens weiss man we-
nig: Die Jahresrechnungen werden
unter Verschluss gehalten. Dies ist
erstaunlich, wenn man bedenkt,
dass die Gebührenzahler auch
Eigentümer dieser Firma sind.

Im September 2008 hat SVP-Na-
tionalrätin Natalie Rickli einen Vor-
stoss eingereicht, um vom Bund
endlich genauere Informationen zu
erhalten. Solche Vorstösse müsste
der Bundesrat nach Gesetz innert 3
Monaten beantworten. Trotzdem
liess er sich 5 Monate Zeit, um auf
die Fragen einzugehen. Die Antwort
fiel dürftig aus: Wichtige Fragen zur
Geschäftstätigkeit und Funktion der
Billag bleiben offen. Immerhin infor-
mierte der Bundesrat darüber, dass
die Billag im Jahr 2008 3 Millionen
Franken Gewinn machte. Wofür die-
ses Geld verwendet wird, bleibt of-
fen. Um der SRG weitere Geldmittel
zu erschliessen, soll nun der Kreis
der Gebührenpflichtigen ausgeweitet
werden. Bundesbern hat bestimmt,
dass auch Mobiltelefone und Com-
puter, auf welchen TV-Programme
empfangen werden können, künftig
gebührenpflichtig sind. Wollen wir
uns das wirklich bieten lassen?

* Gregor A. Rutz ist Kommunikationsberater
und ehemaliger Generalsekretär der SVP.
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Jede Region wird
rücksichtslos nur
für ihre eigenen
Anliegen kämpfen

Stimmen zum Bankgeheimnis und zur Strategie des Bundesrats

Ausgabe vom 26. Februar
«Das Mindeste, was man vom Bun-

desrat (...) hätte erwarten können, ist
eine für jede Eventualität fertig ausge-
arbeitete Strategie. Die ist allerdings bis
heute nicht zu erkennen. (...) Die
Schweiz bietet eine offene Flanke, in die
jene, die schon lange zum Halali auf
den Finanzplatz Schweiz blasen wollen,
noch so gern eindringen. Und was tut
der Bundesrat? Er bildet einen Aus-
schuss (...). Warum gibt es diesen Aus-
schuss nicht schon lange?»

Ausgabe vom 26. Februar
«Der Bundesrat kommt reichlich spät

auf die Idee, eine neue Strategie zur Ver-
teidigung des Bankgeheimnisses fest-
zulegen. Gouverner c’est prévoir! Von
einer Regierung, die vorausdenkt, dürf-
te man erwarten, dass sie eine solche
Strategie schon längst hat. Hat sie aber
nicht. (...) Der Bundesrat hat sich – im-
merhin – für einen cleveren Mittelweg
entschieden. Weder Kaninchen noch
Wadenbeisser. Ob die Strategie aufgeht,
ist offen.»

Ausgabe vom 26. Februar
«Am Schluss des Ringens wird die

Schweiz wohl zu folgender Lösung Hand
bieten müssen: Damit unsere Banken
keine Steuerflüchtlinge mehr anlocken,
leistet die Schweiz bei Verdacht auf
Steuerhinterziehung Amts- und Rechts-
hilfe. Damit wäre der Kern des Bank-
geheimnisses geknackt. (...) Der abseh-
bare Verzicht darauf, Steuerflüchtlinge
zu schützen, ist wirtschaftlich kein Pap-
penstiel. Aber wenigstens das Gewissen
wird dadurch erleichtert.»

Ausgabe vom 26. Februar
«Das Bankgeheimnis, dieser Pfeiler

der Schweizer Wirtschaft, wird brüchig,
und das ist gut so. Es abzuschaffen kann
nicht nur dem Ausland helfen, sondern
auch der Eidgenossenschaft selbst. (...)
Im Grundsatz geht das Geschäft mit de-
nen, die im Dunkeln bleiben wollen, ge-
gen das Selbstverständnis der Schweiz
als fortschrittlicher und gerechter Na-
tion. So gesehen ist das Bankgeheimnis
eine Lebenslüge der Schweiz, von der
man sich besser bald befreien sollte.»
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